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Einleitung

Vor kurzem noch galt es unter namhaften deutschen So-
ziologen als chic, anstelle der harten Barrieren der So-
zialen Ungleichheit die bunte Vielfalt der Individuali-
sierung und Pluralisierung zu beschwören. Anstatt die 
Hierarchie der Klassenformationen, auch der Eliten und 
der Unterschichten, zu analysieren, wurde stattdessen 
die Vorherrschaft vager Milieus und diverser Lebensstile 
ins Feld geführt. Die alldem widersprechenden empiri-
schen Ergebnisse der realistischen Sozialwissenschaftler 
und Sozialhistoriker, die den Formwandel, aber eben 
auch die hartnäckige Resistenz der Ungleichheitsstruk-
turen unterdessen weiter herausarbeiteten, wurden von 
dieser modischen Denkschule kurzerhand ignoriert. Ihr 
folgten aber Teile des gehobenen Feuilletons und Spre-
cher der politischen Klasse nur zu bereitwillig, da der in 
Deutschland noch immer als marxistisch verpönte Klas-
senbegriff und die Realität der in Klassen gegliederten 
Marktgesellschaft auf diese Weise sprachkosmetisch ver-
drängt werden konnten.

Deshalb war es vielleicht folgerichtig, wegen der Ab-
wegigkeit dennoch überraschend, dass ebenfalls noch 
vor kurzer Zeit die Prominenz aller politischen Lager 
in einer denkwürdig bizarren Diskussion sich unisono 
 darin einig fand, dass es hierzulande überhaupt keine 
Unterschichten gebe. Aufgrund dieser verblüffenden 
Realitätsblindheit bemühte sie sich heftig darum, die 
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Bundesrepublik als einziges Land der Welt ohne Unter-
schichten zu präsentieren – offenbar eine hierarchiefreie 
Insel der Glückseligen. Der fl ugs geltend gemachte, auf 
die Existenz der Unterklassen zielende Begriff des «Pre-
kariats» konnte sich – zwar verschämt eingefärbt, doch 
auch um Wirklichkeitsnähe bemüht – nicht durchsetzen. 
Allzu weit blieb dieses semantische Verlegenheitskon-
strukt von dem vertrauten Vokabular der Umgangsspra-
che entfernt.

Inzwischen hat die soziale Realität all diesen Sprach-
spielen ein unmissverständliches Dementi entgegenge-
setzt. Auf der einen Seite: Abermillionen von Arbeits-
losen; die zumal in Ostdeutschland, aber auch in west-
deutschen Industrierevieren zu besichtigenden geradezu 
altertümlichen Formen krasser Ungleichheit; die Lage 
zahlreicher Hartz IV-Empfänger. Auf der anderen Seite: 
der obszöne Anstieg von Managergehältern in schwin-
delerregende Höhen; die Selbstbereicherung mit spek-
takulären Bonuszahlungen und Vorzugsaktien als be-
gehrte Zusatzbelohnung für eine bereits übermäßig 
 honorierte Leistung; die steile Gewinnsteigerung der 
Unternehmen bei gleichzeitiger, jahrelang währender 
Stagnation der Realeinkommen der Erwerbstätigen. Sol-
che dramatischen Signale haben die Problematik der 
 Sozialen Ungleichheit erneut unabweisbar auf die Ta-
gesordnung gesetzt.

Der von einem blindwütigen, grenzenlos habgierigen 
Turbokapitalismus verursachte Zusammenbruch der in-
ternationalen Finanzmärkte, parallel dazu die seit 1929 
schlimmste Depression der Realwirtschaft werden diese 
Problematik auf absehbare Zeit noch weiter verschärfen. 
Ihr Druck wird auch die Sozialwissenschaftler wieder 
zu kritischeren Analysen, die Teilnehmer an der öffent-
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lichen Diskussion zu einer realistischeren Sprache nö-
tigen.

Mit der Zunahme der Sozialen Ungleichheit ist nicht 
nur eine enorme Belastung des Sozialstaats, sondern 
auch eine Veränderung der Mentalität, mit der die sozia-
le Realität wahrgenommen und verarbeitet wird, unaus-
weichlich verbunden. Als Folge dieses Perzeptions-
wechsels taucht ein genuin politisches Problem auf: Mit 
verschärfter Ungleichheit wird, über kurz oder lang, die 
Legitimationsgrundlage des politischen Systems durch 
wachsende Zweifel in Frage gestellt. Denn die Glaub-
würdigkeit der modernen sozialstaatlichen Massende-
mokratie beruht vor allem darauf, dass sie eine allzu 
schroffe Ungleichheit der Lebenslagen erfolgreich be-
kämpft, die Gleichheitschancen überzeugend vermehrt 
statt vermindert. Kurzum: Die Frage nach der sozialen 
Gerechtigkeit gewinnt eine neue Dringlichkeit, so sehr 
auch überzeugende Kriterien des Zustands, wann sie 
denn verwirklicht sei, zu bestimmen sind und so um-
stritten ihre normativen Grundlagen auch sein mögen. 
Soziale Gerechtigkeit – dieser Topos wird zum «Dauer-
brenner» der innenpolitischen Diskussion in den kom-
menden Jahren aufsteigen.

Während dieser Debatte geht es zum einen darum, 
mit allen Kräften und mit Hilfe aller Ressourcen das 
Dauerphänomen der aufklaffenden Sozialen Ungleich-
heit auf ein erträgliches Maß abzumildern. Daran muss 
sich auch die Gestaltungsfähigkeit der parlamentari-
schen Demokratie bewähren, die sich freilich als Inter-
ventions- und Sozialstaat einer äußerst schwierigen Auf-
gabe gegenüber sieht. Ihre Lösung verlangt ein exzepti-
onelles Maß an Lernfähigkeit und Entscheidungskraft. 
Werden sie vorhanden sein?
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Für beides: für die aufklärende Diskussion wie für 
das praktische Handeln sind möglichst genaue histori-
sche Kenntnisse von Nutzen, ja unentbehrlich. Bleibt 
doch die Geschichte – dies erneut gegen die geläufi ge 
Skepsis – das einzige Erinnerungs- und Denkmaterial, 
aus dem wir lernen können, denn allein Gegenwarts-
konstellationen und Zukunftsprojektionen reichen da-
für nie aus. Historische Kenntnisse belehren über den 
gewöhnlich langsamen Gang der sozialen Evolution, die 
indes manchmal auch durch Katarakte beschleunigt 
 hindurchgepresst wird. Sie belehrt darüber, wie sich 
mit der  modernen Marktwirtschaft auch die Marktge-
sellschaft Schritt für Schritt durchgesetzt hat, in der 
die «marktbedingten Klassen» (Max Weber) die über-
kommenen ständischen Formationen effektiv verdrängt 
haben. Denn in dieser Marktgesellschaft entscheiden 
 zusehends Marktprinzipien über die Zuteilung von Le-
benschancen und Lebensrisiken, da die erdrückende 
Mehrheit der Erwerbstätigen ihre denkbar unterschied-
lichen Leistungskapazitäten auf Arbeitsmärkten anbie-
ten muss, von denen sie zu marktkompatiblen Preisen 
abgerufen – oder aber ausgespien und in jene «Versor-
gungsklassen» (M. R. Lepsius) abgedrängt werden, in 
denen sie von öffentlichen Transferleistungen abhängen.

Sie belehren aber nicht zuletzt auch darüber, wie au-
ßerordentlich schwierig es ist, durch staatliche Steue-
rung die Ungleichheitsdistanz in der Sozialstruktur zu 
vermindern, etwa durch das Bildungswesen und das 
Steuerrecht, durch allerhand Transferleistungen und 
Förderungssysteme. All diese Anstrengungen mögen 
bereits am Mangel einsetzbarer materieller Ressourcen 
scheitern, da falsche Präferenzentscheidungen, etwa in 
Gestalt obskurer Subventionsleistungen, zu viele Mittel 
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anderswo binden. Sie können aber auch an der kulturel-
len Hemmschwelle einer abwehrenden Mentalität oder 
eines feindseligen Habitus aufl aufen: Die konstante Ab-
lehnung höherer Bildung hält etwa die Kinder aus den 
Familien ungelernter Arbeiter von den Gymnasien und 
Universitäten trotz aller Bemühungen der Bildungsre-
former weiterhin fern. Diese soziokulturellen Barrieren 
in den Köpfen der Menschen sind ungleich schwerer zu 
beseitigen als die Hindernisse im Gesetzgebungspro-
zess, wenn etwa überfällige Studiengebühren mit einem 
großzügigen Stipendiensystem auf Darlehensbasis ver-
koppelt werden sollen.

Einem Irrglauben muss man freilich so schnell wie 
nur irgend möglich abschwören. Das ist die verbreitete 
Vorstellung, dass die Märkte einer Wachstumsgesell-
schaft von sich aus für eine gleichmäßige Verteilung 
des Wohlstandes sorgen. Unstreitig ist der moderne 
Markt eine ingeniöse soziale Erfi ndung, die mit einem 
weltumspannenden Kommunikationssystem Nachfrage 
und Angebot koordiniert, Versorgungslücken mitteilt, 
Warn signale sendet. Bisher ist keine überlegene Alterna-
tive entwickelt worden, die sich abseits des papiernen 
Entwurfs realiter bewährt hätte. Das radikale Scheitern 
der staatlichen Zentralplanwirtschaft ist das letzte Bei-
spiel einer unterlegenen Option. Eins aber vermag der 
funktionstüchtige Markt nicht: nach der von ihm er-
zeugten Wohlstandssteigerung von sich aus auch noch 
zielstrebig Soziale Ungleichheit zu verringern. Um mehr 
kann es nicht gehen, da die Utopie der Gleichheit aller 
durch die Hierarchie jeder bekannten Gesellschaft, in 
der sich  unterschiedliche Begabungen und Fähigkeiten, 
unterschiedliches soziales und kulturelles Kapital aus-
wirken, dementiert wird. Verringern kann die Ungleich-
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heitsdistanz nur der mächtigste Akteur: der moderne 
Staat. Seit dem späten 19. Jahrhundert hat der Interven-
tions- und Sozialstaat bewiesen, dass er dank der Unter-
stützung durch die großen politischen Parteien, mithin 
durch  seine parlamentarischen Hilfstruppen, imstande 
ist, den ursprünglichen wildwüchsigen Privatkapitalis-
mus durch ein Regelwerk zu zähmen, so dass er in den 
Dienst eines sozialstaatlichen Ausgleichs gestellt werden 
kann. Eben eines solchen Regelwerkes bedürfen auch 
der globale Kapitalismus und erst recht das System der 
internationalen Finanzmärkte, wie die Entwicklung seit 
dem Herbst 2008 jedermann demonstriert hat.

Die Crux ihrer Regellosigkeit kann ohne jeden kom-
plizierten Fachjargon in gemeinverständlicher Sprache 
charakterisiert werden: Menschen können auf die Dauer 
nur friedlich zusammenleben, wenn sie allgemein ak-
zeptierten Regeln folgen. Das ist eine anthropologische 
Konstante. Sie gilt selbstverständlich auch für jene Are-
na, in der sie ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen. 
Es war daher von vornherein ein verblendetes, realitäts-
fernes Unternehmen einiger Wirtschaftstheoretiker, aus-
gerechnet den Markt, auf dem zahllose konfl iktgeladene 
Interessen aufeinandertreffen, als eine regelfreie Domä-
ne zu konzipieren und ihre Durchsetzung dann poli-
tisch zu fordern. Das alles in dem durch nichts gerecht-
fertigten Vertrauen, dass die Wirtschaftssubjekte aus 
wohl verstandenem Eigeninteresse ihre Geschäfte hin-
reichend klug und zum allgemeinen Wohl ganz allein 
selber regulieren würden. Im Prinzip galt dieser Schule 
jeder staatliche Eingriff als Fehlgriff.

Es bleibt ein erstaunliches Phänomen, dass so viele 
angeblich erfahrene Akteure in der Wirtschaft und Poli-
tik an diese Fata Morgana des komplett deregulierten 
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Marktes geglaubt haben, die freilich einer unersättlichen 
Habgier und einer bedenkenlosen Bereitschaft zu fahr-
lässigem Verhalten optimal entgegenkam. In der neu-
zeitlichen Wirtschaftsgeschichte gibt es kein vergleich-
bares zweites Beispiel einer rundum diskreditierten 
 Berufsklasse, die derart verblendet und von nacktem 
Egoismus getrieben Billionen sich angeeignet, dann aber 
auch verbrannt und deshalb Millionen ins Elend ge-
stürzt hat, ohne dass sie kollektiv für ihr Fehlverhalten 
einstehen müsste. Wen wundert es da, dass die Kritik an 
einem System um sich greift, das solche Exzesse nicht 
nur ermöglicht hat, sondern sich auch mit der Ahndung 
und Remedur so außerordentlich schwer tut?

Zu den dramatischen Folgen dieser Krise gehört der 
Trend verschärfter Sozialer Ungleichheit. Über ihre his-
torische Dimension zu informieren und aufzuklären ist 
das Ziel dieses Bandes. Wie stets bei einem solchen 
Überblick über Komplexphänomene trifft man auch 
hier auf eine Mischung von erstaunlicher Kontinuität 
und auffälliger Diskontinuität, die beide den histori-
schen Prozess, oft gleichzeitig, regieren. Entgegen allen 
skeptischen Prognosen konnte etwa das Bürgertum 
nach einem deutlichen Formwandel seine Existenz be-
haupten. Die Industriearbeiterschaft dagegen hat der 
Angestelltenschaft der Dienstleistungsgesellschaft in der 
numerischen Größenordnung weichen müssen. Die 
einst größte deutsche Arbeiterklasse der sieben Millio-
nen Landarbeiter von 1914 ist auf knapp 200 000 redu-
ziert worden, während die anfangs winzigen Professio-
nen der Rechtsanwälte und Ärzte für die Nutzung ihrer 
Machtressourcen eine stattliche Mitgliederschaft ge-
wonnen haben.

Hier steht die Sozialhierarchie der Bundesrepublik 



zur Debatte. In beiden Fällen scheint sich Max Webers 
Einsicht erneut zu bewähren, dass Klassen primär «Phä-
nomene der Machtverteilung» sind. Daneben wirkt sich 
besonders nachhaltig das Erbe der von den Familien ge-
tragenen und weiter vermittelten Klassenkulturen aus. 
Die Synthese langlebiger Entwicklungsprozesse und ab-
rupter Strukturwandlungen wird von der Hoffnung be-
gleitet, dass sie die historischen Dimensionen der Sozia-
len Ungleichheit präziser zu erschließen hilft, damit aber 
auch Kenntnisse für das Verständnis gegenwärtiger Pro-
bleme sowie für das politische Entscheidungshandeln 
zur Verfügung stellt.
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